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(7) Jede überlagerte Partie sämtlicher Fruchtarten 
muß vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des Saatgut- 
attestes neu attestiert werden. Der Antragsteller hat 
bei der Einreichung des Antrages auf erneute Attestie­
rung einen Nachweis über die vorhergegangene 
Attestierung beizubringen. Die durch erneute Attestie­
rung entstehenden Kosten hat der Antragsteller zu 
tragen.

§5

(1) Saat- und Pflanzgut, das in den Handel gebracht 
wird, muß anerkannt bzw. zugelassen sein und den in 
gesetzlichen Bestimmungen und Standards festgeleg­
ten Qualitätsforderungen entsprechen.

<

(2) Der WB Saat- und Pflanzgut wird das Recht 
übertragen, in begründeten Ausnahmefällen zur Siche­
rung der Saatgutversorgung für eine Aussaatperiode, 
Sondergenehmigungen in Abweichung von den in 
Standards festgelegten Qualitätsforderungen zu ertei­
len. Sondergenehmigungen mit Deklarationszwang 
sowie andere durch die WB Saat- und Pflanzgut er­
teilte Auflagen sind auf dem Sackanhänger, bei 
Kleinstpackungen mit einem Füllgewicht über 5 g auf 
der Verpackung kenntlich zu machen. Das DAMW ist 
über die von der WB Saat- und Pflanzgut gegebene 
Sondergenehmigung innerhalb von 48 Stunden zu 
informieren.

(3) Ergeben sich aus der Lieferung von Rohware bzw. 
Saatgut Streitigkeiten, so ist jeder Vertragspartner 
berechtigt, unter Angabe der Beanstandungsgründe, ein 
Gutachten bei der zuständigen Prüfdienststelle für 
Saat- und Pflanzgut des DAMW anzufordern.

§7

(1) Diese Anordnung tritt am 1. Januar 1967 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

a) die Buchstaben к und 1 des § 2 der Anordnung vom
12. August 1963 über das Statut der Zentralstelle 
für Sortenwesen (GBl. II S. 616),

b) der Abs. 2 des § 3 sowie die §§ 10 bis 17 der Anord­
nung vom 27. September 1963 über die Vermeh­
rung und die Versorgung mit landwirtschaft­
lichem und gartenbaulichem Saat- und Pflanz­
gut (GBl. II S. 723),

c) der § 1 der Anordnung Nr. 2 vom 15. September 
1964 über die Vermehrung und die Versorgung 
mit landwirtschaftlichem und gartenbaulichem 
Saat- und Pflanzgut (GBl. II S. 761).

(3) Durch Beschluß des Ministerrates der Deutschen 
Demokratischen Republik sind im Abschn. II Ziif. 6 die 
Buchstaben f, g, h, i, к des Beschlusses vom 16. August 
1962 über die Ordnung im Saat- und Pflanzgutwesen 
der Deutschen Demokratischen Republik — Auszug — 
(GBl. II S. 567) außer Kraft gesetzt.
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§ 6

Betriebe, die Saat- und Pflanzgut erfassen und in 
den Handel bringen, sind verpflichtet, Erzeuger, Ernte­
ertrag, Abrechnung und Verbleib des attestierten Saat- 
und Pflanzgutes einwandfrei nachzuweisen. Die Beauf­
tragten des DAMW und der WB Saat- und Pflanzgut 
sind berechtigt, in die Aufzeichnungen Einsicht zu neh­
men.

Berichtigung

Die Redaktion Gesetzblatt weist darauf hin, daß im 
§ 5 der Preisanordnung Nr. 3000/16 vom 10. Dezember 
1966 — Inkraftsetzung von Preisanordnungen der Indu­
striepreisreform — (Erweiterung des Anwendungs­
bereiches der am 1. April 1964, am 1. Januar 1965 und 
am 1. Juli 1966 in Kraft getretenen Preisanordnungen) 
(GBl. II S. 1145) die 8. Zeile zu streichen ist.
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